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Liebe Kundinnen und Kunden, 

eine Fahrradversicherung bietet Ihrem Fahrrad umfassenden Schutz im Straßenverkehr.  

Die “Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Fahrradversicherung (AKB-F)“ sind die Vertrags-

grundlage für Ihre Kfz-Versicherung der BA die Bayerische Allgemeine Versicherung AG. 

Auf die gleichzeitige Verwendung männlicher und weiblicher Sprachformen verzichten wir. Personen-
bezogene Formulierungen sind geschlechtsneutral zu verstehen. 

Ihrem besseren Verständnis dieser Versicherungsbedingungen dienen folgende rechtlich unverbindli-
che Begriffserläuterungen: 

Versicherungsnehmer:  
Das sind Sie als unser Vertragspartner und Käufer des Versicherungsschutzes. 

Versicherungsfall:  
Der Versicherungsfall ist das Ereignis, für das wir Entschädigung leisten. 

Ausschlüsse:  
Ein Ausschluss beschreibt eine Gefahr, eine Schadenart oder eine Sache, für die kein Versicherungs-
schutz besteht. Ausschlüsse dienen der Abgrenzung des Leistungsversprechens und gewährleisten, 
dass der Versicherungsschutz kalkulierbar bleibt. Sie finden sie in den Bedingungen entweder als ge-
nerelle Ausschlüsse (z.B. Krieg) oder in Bestimmungen zu einzelnen Gefahren und Schäden sowie bei 
der Beschreibung der versicherten Sachen. 

Obliegenheiten:  
Das sind Ihre Verhaltenspflichten vor, während und nach dem Versicherungsfall. Wenn Sie Obliegen-
heiten verletzen, gefährden Sie Ihren Versicherungsschutz. 
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A1 Umfang des Versicherungsschutzes 

1 Versicherte Sachen 

1.1 Versichert ist das im Versicherungsschein und durch 

Kaufnachweis (Händlerkaufbeleg bzw. Privatkaufvertrag im 

Original, ausgestellt auf den Namen des Versicherungs-neh-

mers) bezeichnete Fahrrad oder Pedelec/E-Bike. Dazu gehö-

ren alle fest mit dem Fahrrad oder Pedelec/E-Bike verbunde-

nen und zur Funktion des Fahrrades gehörenden Teile wie 

Sattel, Lenker, Lampen und Gepäckträger sowie das verwen-

dete Schloss. 

1.2 Versicherbar sind ausschließlich privat genutzte Fahr-rä-

der und Pedelecs/E-Bikes – nachfolgend auch „Fahrrad“ ge-

nannt - mit einer limitierten Tretunterstützung oder Hilfsmotor 

mit einer Höchstgeschwindigkeit von maximal 25 km/h und 

einer Motorleistung von maximal 250 Watt, die nicht älter als 

5 Jahre sind. Berechnungsgrundlage hierfür ist das Rech-

nungsdatum der ersten Verkaufsrechnung (Kaufbeleg).  

1.3 Für lose mit dem Fahrrad verbundenes Zubehör oder Ge-

päck besteht Versicherungsschutz nach Abschnitt A2. 

1.4 Nicht versichert sind 

(1) Velomobile / vollverkleidete Fahrräder 

(2) Fahrräder mit Carbon-Rahmen 

(3) Dirt-Bikes 

(4) Eigenbauten 

(5) Umbauten (Fahrräder, bei denen die nachträglich ange-

brachten oder ausgetauschten Fahrradteile 20% des ur-

sprünglichen Händlerverkaufspreises übersteigen) 

(6) Fahrräder ohne Händlerkaufbeleg bzw. Privatkaufvertrag 

im Original 

(7) Fahrräder für die eine Versicherungspflicht besteht 

(8) Gewerblich genutzte Fahrräder  

1.5 Leistungserweiterung Tarifvariante Prestige 

In der Tarifvariante Prestige gelten abweichend zu A1-1.4(2) 

auch Fahrräder mit Carbon-Rahmen versichert.    

2 Versicherte Gefahren und Schäden 

2.1 Diebstahl 

2.1.1 Wir leisten bei:  

Verlust des Fahrrades durch Diebstahl, Einbruchdiebstahl 

oder Raub 

(1)    Diebstahl von fest mit dem Fahrrad verbundenen Teilen 

(auch Akkus) 

(2)    Diebstahl des Akkus an Ladestationen 

(3)    Diebstahl des Fahrrades aus einem abgestellten Kraft-

fahrzeug 

(4)    Versicherungsschutz besteht, sofern das Kraftfahrzeug 

ver- bzw. abgeschlossen ist. Versicherungsschutz be-

steht auch bei Diebstahl aus daran angebrachten, mit 

Verschluss gesicherten Fahrradträgern, sofern das 

Fahrrad fest mit dem Fahrradträger verbunden ist (z. B. 

mit einem Schloss gemäß A3-3.1 (1)).   

2.2 Beschädigungen 

2.2.1 Wir leisten bei Beschädigungen infolge von:  

(1)    Unfall; 

(2)    Unfall eines Transportmittels (dies gilt nicht für Fahrrä-

der, die bei einem Transportunternehmen aufgegeben 

wurden); 

(3)    Vandalismus (mut- oder böswillige Beschädigung oder 

Zerstörung durch unbekannte Dritte); 

(4)    Fall- oder Sturzschäden; 

(5)    Brand, Explosion; 

(6)    Blitzschlag; 

(7)    Elementargefahren (insbesondere Sturm, Hagel, Über-

schwemmung, Lawinen und Erdrutsch); 

(8)    Einwirken von Tieren; 

(9)    Bedienungsfehler/unsachgemäße Handhabung; 

(10) Material-, Produktions- und Konstruktionsfehlern nach 

Ablauf der gesetzlichen Gewährleistungsfrist von 24 

Monaten; 

(11) Feuchtigkeitsschäden an Akku, Motor und Steuerungs-

geräten; 

(12) Elektronikschäden (Kurzschluss, Induktion, Überspan-

nung) an Akku, Motor und Steuerungsgeräten; 

(13) Verschleiß 

Beschädigungen infolge von Verschleiß sind nur versichert, 

wenn das Fahrrad (inkl. Akku und Motor) zum Schadenzeit-

punkt nicht älter als 5 Jahren ist. Berechnungsgrundlage hier-

für ist das Rechnungsdatum der ersten Verkaufsrechnung 

des Fahrrades. Die Kosten für den Austausch des Akkus in-

folge von Verschleiß werden nur dann erstattet, wenn die 

vom Hersteller angegebene technische Leistungskapazität 

dauerhaft um 50 % unterschritten wird. Bei gebrauchten 

Fahrrädern gilt eine Wartezeit von 6 Monaten, d.h. der Versi-

cherungsschutz beginnt nach Ablauf von 6 Monaten, gerech-

net von dem im Versicherungsschein angegebenen Versi-

cherungsbeginn; 

2.2.2 Die oben genannten Beschädigungen nach A1-.2.2.1 

sind auch versichert, sofern diese bei Trainingsfahrten oder 

Radsportveranstaltungen auftreten, die keine formalen Zu-

lassungsvoraussetzungen wie Lizenzen oder Ranglisten for-

dern und/oder die nicht auf die Erreichung einer Höchstge-

schwindigkeit abzielen. 

3 Ausschlüsse 

3.1 Besondere Ausschlüsse 

Nicht versichert sind Verlieren, Stehen- oder Liegenlassen 

des Fahrrades oder Diebstahlschäden, wenn das Fahrrad 

nicht gemäß A3-3.1 gegen Diebstahl gesichert wurde.  

Nicht versichert bei Beschädigungen gemäß Ziffer A1-2.2 

sind Schäden  

(1)   die nicht die Funktion der Sache beeinträchtigen (z. B. 

Schrammen oder Schäden an der Lackierung sowie 

Verschmutzungen); 
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(2)    durch Rost oder Oxidation; 

(3)  für die ein Dritter vertraglich einzustehen hat als Herstel-

ler, Verkäufer, aus Reparaturauftrag oder sonstigem 

vertraglichen Verhältnis 

(4)  infolge von Manipulationen des Antriebssystems oder 

durch nicht fachgerechte Ein- oder Umbauten sowie un-

sachgemäßer Reparaturen sowie ungewöhnliche, ins-

besondere nicht den Herstellervorgaben entsprechende 

Verwendung oder Reinigung des Fahrrades; 

(5)  durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, 

Rebellion, innere Unruhen, Terrorismus; 

(6)  durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive 

Substanzen; Ihr Fahrzeug 

3.2 Allgemeine Ausschlüsse 

Generell nicht versichert sind 

(1)    Schäden, die vorsätzlich herbeigeführt worden sind; 

(2)    Serienschäden sowie Rückrufaktionen seitens des Her-

stellers; 

(3)  Schäden durch Wettfahrten, Veranstaltungen oder Trai-

ningsfahrten, die auf die Erreichung einer Höchstge-

schwindigkeit abzielen; 

(4)  Schäden durch Radsportveranstaltungen, bei denen die 

Teilnahme abweichend zu A1-2.2.2 an formalen Zulas-

sungsvoraussetzungen wie Lizenzen oder Ranglisten 

gebunden ist; 

(5)  Schäden durch Downhill-Fahrten; 

(6)  Schäden infolge von Fahruntüchtigkeit nach Alkohol-

konsum mit einem Blutalkoholgehalt von mehr als 1,10 

‰ (Promille) oder Einnahme anderer berauschender 

Mittel. 

(7)  Preissteigernde Umbauten, die dem Versicherer nicht 

mitgeteilt wurden. 

3.3 Leistungserweiterung Tarifvariante Prestige 

In der Tarifvariante Prestige sind abweichend zu A1-3.2 

auch Trail-Fahrten mit einer Schwierigkeitsstufe S0 bis S2 

nach der Singletrail-Skala versichert.  

4 Leistungsumfang 

4.1 Entschädigung bei Diebstahl nach A1-2.1 

Wir erstatten bei Diebstahl oder Teilediebstahl die tatsäch-

lich angefallenen Kosten für eine Ersatzbeschaffung in glei-

cher Art und Güte (Neuwert), maximal in Höhe der verein-

barten Versicherungssumme.  

4.2 Entschädigung bei Beschädigung nach A1-2.2 

Wir erstatten die angefallenen, notwendigen Reparaturkos-

ten (Ersatzteile in gleicher Art und Güte und Arbeitslohn), 

die die Funktions- und Verkehrstüchtigkeit wiederherstellen, 

maximal die vereinbarte Versicherungssumme.  

4.3 Differenzschutz 

Versicherungsschutz besteht auch für den Fall, dass Sie 

(Verleiher) das Fahrrad privat an eine Person verleihen 

(Entleiher) und das Fahrrad während des Verleihzeitraums 

beschädigt oder zerstört wird.    

Im Schadenfall gehen die Leistung der 

Haftpflichtversicherung des Entleihers bzw. Schadenverur-

sachers gemäß B4-1 diesem Vertrag vor.  erstatten die an-

gefallenen, notwendigen Reparaturkosten (Ersatzteile in 

gleicher Art und Güte und Arbeitslohn), die die Funktions- 

und Verkehrstüchtigkeit wiederherstellen, maximal die ver-

einbarte Versicherungssumme.  

Wenn für einen Schadenfall aus der Haftpflichtversicherung 

dem Grunde nach Versicherungsschutz besteht, können 

Sie einen Anspruch aus diesem Differenz-Schutz gegen-

über uns nach Einreichung des Regulierungsschreibens 

des Haftpflichtversicherers geltend machen.   

Wir prüfen den Schadenfall auf Basis unserer Versiche-

rungsbedingungen. Die Höhe einer Entschädigung aus dem 

Differenz-Schutz errechnet sich nach diesen Bedingungen 

abzüglich der Leistungen des Haftpflichtversicherers. 

A2 Fahrradzubehör- und gepäck 

1 Versicherte Sachen 

Wir versichern folgendes, lose mit dem Fahrrad verbundenes 

Fahrradzubehör und Gepäck:  

Anhänger, Kartenmaterial, Schloss, Beleuchtung, Kilometer-

zähler, Schlafsack, Fahrradkompass, Kindersitz, Schlepp-

stange, Fahrradkorb, Kleidung, Spiegel, Fahrradschloss, 

Klingel, Steckschutzblech, Fahrradtasche, Kochgeschirr, Ta-

chometer (keine Multifunktionsgeräte), Fahrradwimpel, Luft-

matratze, Helm, Luftpumpe, Trinkflasche, Hygieneartikel, Re-

flektor, Werkzeug / Flickzeug, Isomatte, Regenschutzplane, 

Werkzeugtasche, Kartenhalter, Sattelkissen und Zelt. 

2 Versicherte Gefahren und Schäden 

Wir leisten Entschädigung, wenn während des Gebrauchs 

des versicherten Fahrrades das transportierte oder ange-

brachte Fahrradzubehör und -gepäck durch eine versicherte 

Gefahr nach A1-2 abhandenkommt, beschädigt oder zerstört 

wird.  

Nicht versichert sind Schäden durch Vergessen, Liegen-, 

Hängen-, Stehenlassen oder Verlieren. 

3 Leistungsumfang 

3.1 Die Entschädigung erfolgt zum Neuwert und ist auf 30 % 

der Versicherungssumme, maximal. 1.000 EUR begrenzt.   

3.2 In der Tarifvariante Prestige beträgt die Entschädigungs-

leistung abweichend zu A2-3.1 100 % der vereinbarten Ver-

sicherungssumme. 

A3 Gemeinsame Regelungen 

1 Geltungsbereich 

Der Versicherungsschutz gilt weltweit.   

2 Regelungen zur Versicherungssumme 

(1)    Versicherungssumme ist der von Ihnen aufgegebene 

und im Versicherungsschein dokumentierte Kaufpreis 

(Neupreis) 

(2)    Die Versicherungssumme setzt sich zusammen aus 

dem Kaufpreis des Fahrrads (inkl. MwSt.) einschließ-

lich der fest mit dem Fahrrad verbundenen und zur 

Funktion gehörenden Teile sowie dem lose mit dem 

Rad verbundenen Zubehör und Gepäck gemäß A2-1 
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zum Zeitpunkt des Erstkaufs. 

(3)    Kann bei gebrauchten Fahrrädern der Kaufpreis zum 

Zeitpunkt des Erstkaufs nicht ermittelt werden, kann 

abweichend von A3-2 (1) bei gebrauchten Fahrrädern 

der Kaufpreis zum Zeitpunkt des Erwerbs als Grund-

lage der Versicherungssumme angesetzt werden. 

3 Besondere Obliegenheiten 

3.1 Vor Eintritt des Versicherungsfalles 

Sie sind verpflichtet,   

(1)    das versicherte Fahrrad bei Nichtgebrauch zum Schutz 

gegen Diebstahl jederzeit mit einem eigenständigen 

verkehrsüblichen Schloss (kein Zahlenschloss) zu si-

chern. 

(2)  das versicherte Fahrrad jederzeit nach Vorgabe des 

Herstellers in einem ordnungsgemäßen Zustand zu 

halten; 

(3)  den Anschaffungsbeleg des versicherten Fahrrades, 

der etwaigen versicherten festmontierten Anbauteile, 

des Fahrradzubehörs/-gepäcks sowie des Schlosses 

für die Dauer des Versicherungsverhältnisses aufzube-

wahren; 

(4)  das versicherte Fahrrad bei der Polizei, beim Fach-

händler oder beim Allgemeinen Deutschen Fahrrad 

Club e. V. (ADFC) codieren zu lassen, sofern es keine 

Rahmennummer hat. 

3.2 Nach Eintritt des Versicherungsfalles 

Sie haben nach Eintritt des Versicherungsfalles  

(1)    uns den Schadeneintritt unverzüglich anzuzeigen, un-

sere Weisungen einzuholen und zu befolgen sofern 

dies zumutbar ist; 

(2)  uns den Anschaffungsbeleg für das versicherte Fahr-

rad, fest montierter Anbauteile sowie Fahrradzubehör 

und -gepäck einzureichen; 

(3)  Schäden durch strafbare Handlungen unverzüglich der 

nächsten zuständigen oder erreichbaren Polizeidienst-

stelle anzuzeigen und uns die polizeiliche Anzeigebe-

stätigung einzureichen; 

(4)  uns auf Verlangen jede Auskunft in Textform (z. B. E-

Mail) zu erteilen und alle Nachweise zu übersenden, 

die zur Feststellung des Versicherungsfalles oder des 

Umfanges unserer Leistungspflicht erforderlich sind so-

wie jede Untersuchung über Ursache und Höhe des 

Schadens und über den Umfang der Entschädigungs-

pflicht zu gestatten;  

(5)    alles zu vermeiden, was zu unnötigen Kosten führen 

könnte (Schadenminderungspflicht); 

(6)    uns einen Kostenvoranschlag zur Prüfung vorzulegen, 

sobald die gesamten Reparaturkosten voraussichtlich 

500 EUR übersteigen. 

3.3 Rechtsfolgen von Obliegenheitsverletzungen 

Verletzen Sie eine Obliegenheit nach A3-3.1 oder A3-3.2 

vorsätzlich, sind wir von der Verpflichtung zur Leistung frei. 

Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit sind wir 

berechtigt, unsere Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, 

das der Schwere Ihres Verschuldens entspricht. Das Nicht-

vorliegen einer groben Fahrlässigkeit haben Sie zu bewei-

sen. 

4 Wieder aufgefundene Sachen 

Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermittelt, 

so haben Sie uns dies nach Kenntniserlangung unverzüg-

lich schriftlich anzuzeigen.  

Haben Sie den Besitz einer abhanden gekommenen Sache 

zurückerlangt, nachdem für diese Sache eine Entschädi-

gung geleistet worden ist, so haben Sie die Entschädigung 

zurückzuzahlen oder Ihr wiederaufgefundenes Fahrrad uns 

zur Verfügung zu stellen. Sie haben dieses Wahlrecht inner-

halb eines Monats nach Empfang unserer schriftlichen Auf-

forderung auszuüben. Nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist 

geht das Wahlrecht auf uns über.  

A4 Fahrrad-Schutzbrief 

1 24-Stunden-Service für den Fahrrad-Schutzbrief 

Wir möchten, dass Sie in einem Notfall schnelle Hilfe erhal-

ten. Daher ist Voraussetzung für den versicherten Anspruch 

auf die Leistungen nach A-3, dass wir die Organisation über-

nehmen. Über die im Versicherungsschein genannte Tele-

fonnummer unseres Notfalltelefons sind wir für Sie „rund um 

die Uhr“ erreichbar.   

Rufen Sie im Schadenfall nicht die Telefonnummer unseres 

Notfalltelefons an, so sind wir so nur zur Übernahme von 

Kosten in der Höhe verpflichtet, wie sie für selbst organisierte 

Leistungen versichert sind.   

2 Versicherungsfall, versicherte Personen, versi-
cherte Fahrräder 

2.1 Versicherungsfall  

Ein Versicherungsfall liegt vor, wenn  

(1)    die Voraussetzungen für die Erhebung des Anspruchs 

auf Beistandsleistungen gemäß A4-3 gegeben sind und 

(2)  der Anspruch auf Beistandsleistungen durch eine versi-

cherte Person beim Notfalltelefon tatsächlich geltend 

gemacht wird.  

2.2 Versicherte Person 

Versicherte Person ist jeder Eigentümer sowie berechtigte 

Nutzer eines bei uns mit der Fahrradversicherung versicher-

ten Fahrrads. Mitfahrer sind nur mitversichert, wenn das 

Fahrrad von seiner Bestimmung her für die Mitnahme weite-

rer Personen konstruiert ist (z. B. Tandem).  

2.3 Versichertes Fahrrad 

Versichertes Fahrrad ist jedes Fahrrad, für das Versiche-

rungsschutz im Rahmen der Fahrrad-Versicherung besteht 

und welches weder gewerblich genutzt, noch versicherungs- 

oder zulassungspflichtig ist. Ebenfalls versichert sind mitge-

führte Fahrrad-Anhänger, sofern diese nicht gewerblich ge-

nutzt werden. 

3 Versicherte Leistungen 

Nach einem Schadenfall unterstützen wir Sie mit aktiver Hilfe 

und übernehmen die folgenden Leistungen, um Sie schnellst-

möglich wieder mobil zu machen. Die Leistungen sind versi-

chert, wenn das versicherte Fahrrad infolge einer Panne oder 

eines Unfalls nicht mehr fahrbereit ist oder die versicherte 

Person durch einen Unfall mit dem versicherten Fahrrad ver-

letzt wird oder schwerwiegend erkrankt.   
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3.1 Leistungen ohne Mindestentfernung vom Wohnsitz 

3.1.1        24-Stunden Service  

Wir unterstützen Sie auch bei technischen Problemen mit Ih-

rem Fahrrad bei Anruf unserer 24- Stunden Hotline durch In-

formation über die nächstgelegene Fahrradwerkstatt.  

 

3.1.2 Pannenhilfe  

Sofern in der Nähe des Schadenortes eine qualifizierte mo-

bile Pannenhilfe verfügbar ist und diese Leistung in zumutba-

rer Zeit nach Schadenmeldung angeboten werden kann, sor-

gen wir für den Einsatz dieser mobilen Pannenhilfe am Leis-

tungsort und übernehmen die hierdurch entstehenden Kos-

ten. Kosten für Ersatzteile übernehmen wir nicht. Organisiert 

sich die versicherte Person diese Hilfeleistung selbst, über-

nehmen wir Kosten bis 50,00 EUR. 

3.2 Leistungen ab einer Entfernung von 10 km vom 
Wohnort 

Ab einer Entfernung von 10 km von Ihrem Wohnort erbringen 

wir folgende Leistungen 

 

3.2.1  Abschleppen  

Kann das Fahrrad an der Schadenstelle oder dem Leistungs-

ort nicht wieder fahrbereit gemacht werden, sorgen wir für 

das Abschleppen des Fahrrades einschließlich Gepäck bis 

zur nächsten geeigneten Fahrrad-Werkstatt und überneh-

men die hierdurch entstehenden Kosten in unbegrenzter 

Höhe. Liegt der Wohnort näher als die nächste geeignete 

Fahrrad-Werkstatt, erfolgt das Abschleppen bis zum Wohn-

sitz.   

 

Ist ein von der versicherten Person gewünschter Zielort nä-

her gelegen oder in gleicher Entfernung erreichbar, so kann 

der Abtransport nach einvernehmlicher Abstimmung mit der 

versicherten Person anstelle des Abschleppens zur Fahrrad-

Werkstatt bzw. zum Wohnsitz auch dorthin erfolgen.   

Für nicht von uns organisiertes Abschleppen erstatten wir die 

Kosten bis zu einem Höchstbetrag von 150 EUR. Zusätzlich 

übernehmen wir die Kosten für den separaten Transport von 

Gepäck und Ladung bis zu 200 EUR, wenn ein Transport zu-

sammen mit dem Fahrrad nicht möglich ist.  

 

3.2.2  Bergung  

Ist das versicherte Fahrrad nach einem Unfall von der Straße 

oder einem öffentlich befahrbaren Fahrradweg abgekom-

men, sorgen wir für seine Bergung und/oder Abtransport ein-

schließlich Gepäck und übernehmen die hierdurch entste-

henden Kosten bis zu 2.000 EUR. Sofern die Bergung be-

hördlich angewiesen ist, übernehmen wir die entstehenden 

Kosten in voller Höhe.  

 

Leistungen nach Diebstahl  

 

Die nachfolgend beschriebenen Leistungen erbringen wir 

auch, wenn Ihnen auf einer Reise das Fahrrad gestohlen 

wurde und Sie diesen Diebstahl polizeilich gemeldet haben.  

 

3.2.3  Weiter- oder Rückfahrt  

Wir organisieren die Weiterfahrt zu Ihrem ständigen Wohn-

sitz im Inland oder zu Ihrem Zielort. Selbstverständlich gilt 

dies auch für die Rückfahrt vom Zielort zu Ihrem Wohnsitz 

sowie die Abholung des wieder fahrbereiten Fahrrades vom 

Schadenort. Wir übernehmen hierbei entstehende Kosten bis 

zur Höhe von 500 EUR für die  

 

a)    Fahrt vom Schadenort zum Wohnsitz oder für die Fahrt 

vom Schadenort zum Zielort, 

b) die Rückfahrt vom Zielort zum Wohnsitz, 

c)    die Fahrt zum Schadenort für eine Person, wenn das 

wieder fahrbereite Fahrrad dort abgeholt werden soll. 

 

3.2.4  Ersatzfahrrad  

Wir vermitteln Ihnen ein Ersatzfahrrad und übernehmen die 

Kosten für die Anmietung bis zur Wiederherstellung der Fahr-

bereitschaft oder bis zum Wiederauffinden des gestohlenen 

Fahrrads, sofern es in einem fahrbereiten Zustand ist. Wir 

zahlen dabei für längstens 7 Tage maximal 50 EUR je Tag.   

Nehmen Sie unsere Leistungen Weiter- und Rückfahrt (A4-

3.2.3) in Anspruch, übernehmen wir keine Ersatzfahrradkos-

ten.  

 

3.2.5  Übernachtungskosten  

Wir reservieren auf Wunsch eine Übernachtungsmöglichkeit 

im nächstgelegenen Hotel und übernehmen die Übernach-

tungskosten für höchstens fünf Nächte bis zu dem Tag, an 

dem das Fahrrad wiederhergestellt wurde. Wir erstatten bis 

zu 80 EUR je Übernachtung.   

Nehmen Sie unsere Leistung Weiter- und Rückfahrt (A4-

3.2.3) in Anspruch, übernehmen wir die Übernachtungskos-

ten nur für eine Nacht.  

 

3.2.6  Fahrrad-Rücktransport  

Kann das Fahrrad am Schadenort oder in dessen Nähe nicht 

innerhalb von drei Werktagen fahrbereit gemacht werden und 

übersteigen die voraussichtlichen Reparaturkosten nicht den 

Betrag, der am Schadentag in Deutschland für ein gleichwer-

tiges gebrauchtes Fahrrad aufgewendet werden muss, sor-

gen wir für den Transport des Fahrrads zu einer Werkstatt an 

einem anderen Ort. Wir übernehmen die hierdurch entste-

henden Kosten bis zur Höhe der Kosten für einen Rücktrans-

port an Ihren ständigen Wohnsitz im Inland. Diese Leistung 

erbringen wir auch, wenn das Fahrrad nach einem Diebstahl 

wieder aufgefunden wird. Wird vor dem Rücktransport fest-

gestellt, dass ein zum Fahrrad (E-Bike, Pedelec oder ähnli-

ches) gehörender Akku beschädigt ist oder so beschädigt 

sein könnte, dass ein Transport nur als Gefahrgut zulässig 

ist, leisten wir nur für den Rücktransport des Fahrrades ohne 

Akku.  

 

3.2.7  Fahrrad-Verschrottung  

Muss das versicherte Fahrrad im europäischen Ausland ver-

zollt oder verschrottet werden, übernehmen wir die Erledi-

gung und die Kosten hierfür sowie die Kosten des Transpor-

tes vom Schadenort zum Einstellort.   

Aus der Verschrottung anfallende Resterträge werden an Sie 

ausbezahlt. Gepäck lassen wir zu Ihrem Wohnsitz transpor-

tieren, wenn ein Transport zusammen mit dem gewählten 

Heimreisemittel nicht möglich ist. Die Kosten des Transpor-

tes übernehmen wir bis zum Wert der Bahnfracht.   

Eine Verzollung oder Verschrottung erfolgt nicht, wenn ge-

setzliche Bestimmungen dem entgegenstehen.  

 

3.2.8  Notfall-Bargeld  

Geraten Sie auf einer Reise im Ausland durch den Verlust 

von Zahlungsmitteln in eine finanzielle Notlage, stellen wir 

den Kontakt zu Ihrer Hausbank her und vermitteln schnelle 

Auszahlung von Bargeld an Ihrem Reiseort. Ist dies nicht bin-

nen 24 Stunden nach dem auf die Schadenmeldung folgen-

den Werktag möglich, stellen wir Ihnen ein zinsloses 
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Darlehen von bis zu 1.500 EUR je Schadenfall zur Verfügung 

und tragen die Kosten für Überweisung und Auszahlung bis 

zu 100 EUR. 

4 Geltungsbereich 

Versicherungsschutz besteht für Schadenfälle innerhalb des 

geografischen Europas, den Anliegerstaaten des Mittelmee-

res, auf den Kanarischen Inseln, Madeira und den Azoren. 

Die Erbringung der Assistance- und Versicherungsleistungen 

erfolgt in den einzelnen Ländern entsprechend der lokalen 

Verfügbarkeit und den örtlichen Gegebenheiten. 

5 Begriffe 

Ausland sind alle Länder dieser Welt außer Deutschland. Als 

Ausland gilt nicht das Staatsgebiet, in dem Sie oder die mit-

versicherte Person einen Wohnsitz haben oder ständiger Be-

rufsausübung nachgehen.  

 

Leistungsort ist eine Stelle am oder in der Nähe des Scha-

denortes, die mit dem Abschleppfahrzeug nach Straßenver-

kehrsordnung in zulässiger Weise und verkehrstechnisch 

möglich erreichbar ist.  

 

Panne ist eine Störung (Betriebs-, Brems- oder Bruchscha-

den) am versicherten Fahrrad, aufgrund derer der Fahrtantritt 

oder eine Weiterfahrt nicht mehr möglich ist. Keine Pannen 

sind - entladene oder entwendete Akkus oder - fehlender Rei-

fendruck, wenn dieser wiederum durch Gebrauch einer Luft-

pumpe behoben werden kann oder - ein nach Straßenver-

kehrsordnung unzulässiger Zustand des Fahrrades, wenn 

dies zu einer Untersagung der Weiterfahrt oder zu einer Situ-

ation führt, in der aufgrund des Hinzutretens weiterer von au-

ßen eintretender Umstände die Weiterfahrtunmöglich ge-

macht wird. 

 

Pannenhilfe ist eine Wiederherstellung der Fahrbereitschaft 

am Schaden- bzw. Leistungsort, die mit den durch das Pan-

nenhilfsfahrzeug üblicherweise mitgeführten Kleinteilen erfol-

gen kann. Nicht versichert sind Verschleißteile und diejeni-

gen Ersatzteile, die speziell im Schadenfall für diese Hilfeleis-

tung angefordert wurden.  

 

Unfall ist beim Ausfall des Fahrrades jedes Ereignis, das un-

mittelbar von außen mitmechanischer Gewalt auf das versi-

cherte Fahrrad einwirkt, infolge dessen das Fahrrad nicht 

mehr fahrbereit ist.  

 

Reise ist jede Abwesenheit vom ständigen Wohnsitz.  

Sie sind die versicherte Person.  

 

Ständiger Wohnsitz ist der Ort in Deutschland, an dem Sie 

polizeilich gemeldet sind und sich überwiegend aufhalten.  

6 Ausschlüsse und Leistungskürzungen 

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt:  

 

6.1 Sie können von uns keine Leistungen erwarten, wenn das 

Ereignis  

(1) durch Krieg, innere Unruhen, terroristische Handlungen, 

Anordnungen staatlicher Stellen oder Kernenergie ver-

ursacht wurde. Wir helfen jedoch, soweit möglich, wenn 

Sie von einem dieser Ereignisse überrascht worden 

sind, innerhalb der ersten 14 Tage seit erstmaligem Auf-

treten, 

(2) von Ihnen vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht 

wurde.  

6.2 Außerdem leisten wir nicht, 

(1) wenn Sie bei Eintritt des Schadens zum Führen des 

Fahrzeuges nicht berechtigt waren. Bei Verstoß gegen 

diese Obliegenheit besteht Versicherungsschutz nur für 

diejenigen versicherten Personen, die von diesem Ver-

stoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig keine 

Kenntnis hatten. Bei grobfahrlässiger Unkenntnis des 

Verstoßes gegen diese Obliegenheit sind wir berechtigt, 

unsere Leistung in einem der Schwere des Verschul-

dens der versicherten Person entsprechenden Verhält-

nis zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass 

ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der Ver-

sicherungsschutz bestehen. Der Versicherungsschutz 

bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person oder 

der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Oblie-

genheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des 

Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den 

Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ur-

sächlich war, 

(2) wenn Sie mit dem Fahrrad bei Schadeneintritt an einem 

Radrennen, einer dazugehörigen Übungsfahrt oder ei-

ner Geschicklichkeitsprüfung teilgenommen haben, so-

fern diese Veranstaltungen bzw. Fahrten auf zu diesem 

Zweck, auch nur zeitweise, abgesperrten Strecken statt-

finden, 

(3) wenn Sie bei Eintritt des Schadens das Fahrrad zur ge-

werbsmäßigen Vermietung verwendet haben, 

(4) wenn Ein- oder Ausfuhrbeschränkungen oder sonstige 

gesetzliche Bestimmungen der Erbringung unserer 

Dienstleistung entgegenstehen, 

(5) wenn im Rahmen der Leistungen ab einer Entfernung 

von 10 km ab Ihrem Wohnsitz (A4-3.2) der Schadenort 

weniger als 10 km Wegstrecke von Ihrem ständigen 

Wohnsitz entfernt liegt, 

(6) für den Transport eines am Fahrrad befindlichen Akkus, 

wenn dieser durch das versicherte Schadenereignis be-

schädigt wurde. 

 

6.3 Haben Sie aufgrund unserer Leistungen Kosten erspart, 

die Sie ohne den Schadeneintritt hätten aufwenden müssen, 

können wir unsere Leistung um einen Betrag in Höhe dieser 

Kosten kürzen.  

 

6.4 Bei vorsätzlicher Verletzung einer Obliegenheit gemäß 

A4-6.1 (2), A4-6.2 (1) bis (3) besteht kein Versicherungs-

schutz. Wird eine dieser Obliegenheiten grob fahrlässig ver-

letzt, sind wir berechtigt, unsere Leistung in einem der 

Schwere Ihres Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu 

kürzen. Weisen Sie nach, dass Sie die Obliegenheit nicht 

grob fahrlässig verletzt haben, erbringen wir unsere Leistung.   

Wir erbringen unsere Leistung auch, wenn Sie nachweisen, 

dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt 

oder die Feststellung des Schadenfalles noch für die Fest-

stellung oder den Umfang der uns obliegenden Leistung ur-

sächlich war. Das gilt nicht, wenn Sie die Obliegenheit arglis-

tig verletzt haben. 

B1 Beginn des Versicherungsschutzes, Bei-
tragszahlung 

1 Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-

schein angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt vorbehaltlich der Re-

gelungen über die Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzah-

lung des Erst- oder Einmalbeitrags.   

2 Beitragszahlung, Versicherungsperiode  

2.1 Beitragszahlung 
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Je nach Vereinbarung werden die Beiträge im Voraus ge-

zahlt, entweder durch laufende Zahlungen monatlich, viertel-

jährlich, halbjährlich, jährlich oder als Einmalbeitrag.  

2.1 Versicherungsperiode 

Die Versicherungsperiode beträgt ein Jahr. Das gilt auch, 

wenn die vereinbarte Vertragsdauer länger als ein Jahr ist. Ist 

die vereinbarte Vertragsdauer kürzer als ein Jahr, so ent-

spricht die Versicherungsperiode der Vertragsdauer.   

3 Fälligkeit des Erstbeitrags, Folgen verspäteter 
Zahlung oder Nichtzahlung  

3.1 Fälligkeit des Erstbeitrags  

Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich nach dem 

Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein an-

gegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. Dies gilt unab-

hängig von dem Bestehen eines Widerrufrechts.   

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns 

vor Vertragsschluss, ist der erste oder einmalige Beitrag un-

verzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen.   

3.2 Unser Rücktrittsrecht bei Zahlungsverzug 

Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzeitig nach 

B1-3.1 gezahlt, so können wir vom Vertrag zurücktreten, so-

lange Sie die Zahlung nicht veranlasst haben.   

Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn Sie die Nichtzahlung 

nicht zu vertreten haben. 

3.3 Unsere Leistungsfreiheit  

Wenn Sie den ersten oder einmalige Beitrag nicht rechtzeitig 

nach B1-3.1 zahlen, sind wir für einen vor Zahlung des Bei-

trags eingetretenen Versicherungsfall nicht zur Leistung ver-

pflichtet. Voraussetzung ist, dass wir Sie durch gesonderte 

Mitteilung in Textform (z. B. E-Mail) oder durch einen auffälli-

gen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge 

der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht haben.   

Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn Sie die Nichtzahlung 

zu vertreten haben. 

4 Folgebeitrag 

4.1 Fälligkeit  

Ein Folgebeitrag wird jeweils zu Jahresbeginn oder zu einem 

anderen vereinbarten Zeitpunkt fällig.   

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zur Fälligkeit veran-

lasst wird.  

4.2 Verzug und Schadensersatz  

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, geraten Sie 

ohne Mahnung in Verzug. Dies gilt nur, wenn Sie die verspä-

tete Zahlung zu vertreten haben.   

Sind Sie mit der Zahlung eines Folgebeitrags in Verzug, sind 

wir berechtigt, Ersatz des uns durch den Verzug entstande-

nen Schadens zu verlangen.   

4.3 Mahnung  

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, können wir Sie 

auf Ihre Kosten in Textform (z. B. E-Mail) zur Zahlung auffor-

dern und eine Zahlungsfrist bestimmen (Mahnung). Die Zah-

lungsfrist muss mindestens zwei Wochen ab Zugang der Zah-

lungsaufforderung betragen.   

Die Mahnung ist nur wirksam, wenn wir je Vertrag die rück-

ständigen Beträge des Beitrags sowie der Zinsen und Kosten 

im Einzelnen beziffern und auf die Rechtsfolgen (Leistungs-

freiheit und Kündigungsrecht) hinweisen.   

4.4 Leistungsfreiheit nach Mahnung  

Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist 

ein Versicherungsfall ein und sind Sie bei Eintritt des Versi-

cherungsfalles mit der Zahlung des Beitrags oder der Zinsen 

oder Kosten in Verzug, so sind wir von der Verpflichtung zur 

Leistung frei.   

4.5 Kündigung nach Mahnung  

Sind Sie mit der Zahlung der geschuldeten Beiträge in Ver-

zug, können wir nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten 

Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungs-

frist mit sofortiger Wirkung kündigen.   

Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist 

verbunden werden. Mit Fristablauf wird die Kündigung wirk-

sam, wenn Sie zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug 

sind. Hierauf sind Sie bei der Kündigung ausdrücklich hinzu-

weisen.   

4.6 Zahlung des Beitrags nach Kündigung  

Die Kündigung wird unwirksam, wenn die Zahlung innerhalb 

eines Monats nach der Kündigung veranlasst wird. Wenn die 

Kündigung mit der Zahlungsfrist verbunden worden ist, wird 

sie unwirksam, wenn die Zahlung innerhalb eines Monats 

nach Fristablauf veranlasst wird. Unsere Leistungsfreiheit 

nach B1-4.4 bleibt bis zur Zahlung bestehen.   

5 Bezahlverfahren 

5.1 Ihre Pflichten  

Um den Beitrag rechtzeitig zu zahlen, ist, unabhängig von der 

gewählten Zahlungsmethode (z.B. SEPA-Lastschrift, Kredit-

karte, PayPal), zum Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrags für 

eine ausreichende Deckung des zu belastendenden Kontos 

zu sorgen.  

Konnte der fällige Beitrag ohne Ihr Verschulden von uns nicht 

eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch recht-

zeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform (z. B. E-

Mail) abgegebenen Zahlungsaufforderung von uns erfolgt.  

5.2 Fehlgeschlagene Abbuchung  

Haben Sie es zu vertreten, dass ein oder mehrere Beiträge 

trotz wiederholtem Abbuchungsversuch nicht eingezogen 

werden können, sind wir berechtigt, das vereinbarte Abbu-

chungsverfahren in Textform (z. B. E-Mail) zu kündigen.  

Wir haben in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass Sie 

verpflichtet sind, den ausstehenden Beitrag und zukünftige 

Beiträge selbst zu übermitteln.  

Von Kreditinstituten erhobene Bearbeitungsgebühren für 

fehlgeschlagenen Abbuchungen können Ihnen in Rechnung 

gestellt werden.  

6 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

6.1 Allgemeiner Grundsatz 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags steht uns nur derje-

nige Teil des Beitrags zu, der dem Zeitraum entspricht, in 

dem der Versicherungsschutz bestanden hat.   

6.2 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rück-
tritt, Anfechtung und fehlendem versicherten Inte-
resse   

6.2.1 Widerrufen Sie Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 
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Tagen, haben wir nur den auf die Zeit nach Zugang der Wi-

derrufserklärung entfallenden Teil der Beiträge zu erstatten. 

Voraussetzung ist, dass wir in der Widerrufsbelehrung auf 

das Widerrufsrecht, die Rechtsfolgen des Widerrufs und den 

zu zahlenden Betrag hingewiesen und Sie zugestimmt ha-

ben, dass der Versicherungsschutz vor Ende der Wider-

rufsfrist beginnt.   

Ist die Widerrufsbelehrung nach Satz 2 unterblieben, haben 

wir zusätzlich den für das erste Versicherungsjahr gezahlten 

Beitrag zu erstatten. Dies gilt nicht, wenn Sie Leistungen aus 

dem Versicherungsvertrag in Anspruch genommen haben.   

6.2.2 Treten wir wegen Verletzung einer vorvertraglichen An-

zeigepflicht vom Versicherungsvertrag zurück, so steht uns 

der Beitrag bis zum Zugang der Rücktrittserklärung zu.   

Wird der Versicherungsvertrag durch unseren Rücktritt been-

det, weil der einmalige oder der erste Beitrag nicht rechtzeitig 

gezahlt worden ist, so steht uns eine angemessene Ge-

schäftsgebühr zu.   

6.2.3 Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung von 

uns wegen arglistiger Täuschung beendet, so steht uns der 

Beitrag bis zum Zugang der Anfechtungserklärung zu.   

6.2.4 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 

Versicherung vollständig und dauerhaft weg, steht uns der 

Beitrag zu, den wir hätten beanspruchen können, wenn die 

Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden 

wäre, zu dem wir vom Wegfall des Interesses Kenntnis er-

langt haben.   

6.2.5 Sie sind nicht zur Zahlung des Beitrags verpflichtet, 

wenn das versicherte Interesse bei Beginn der Versicherung 

nicht besteht, oder wenn das Interesse bei einer Versiche-

rung, die für ein künftiges Unternehmen oder für ein anderes 

künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. Wir können 

jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen.   

Haben Sie ein nicht bestehendes Interesse in der Absicht ver-

sichert, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil 

zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Uns steht in diesem 

Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem wir von den 

die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangen.  

B2 Dauer und Ende des Vertrages / Kündi-
gung 

1 Dauer und Ende des Vertrages 

Für mitversicherte Personen finden die Regelung en zu Ihren 

Pflichten sinngemäße Anwendung.  

1.1 Vertragsdauer 

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen 

Zeitraum abgeschlossen. 

1.2 Stillschweigende Verlängerung 

1.2.1 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-

längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr. Er verlängert sich 

nicht, wenn einer der Vertragsparteien rechtzeitig eine Kündi-

gung zugegangen ist.   

1.2.2 Der Vertrag kann von Ihnen auch während des ersten 

Versicherungsjahres jederzeit in Textform (z. B. E-Mail) ge-

kündigt werden. Für die Wirksamkeit Ihrer Kündigung ist der 

von Ihnen benannte Zeitpunkt, frühestens der Zugang Ihres 

Kündigungsschreibens bei uns maßgeblich.   

Wenn Sie diese Versicherung mit einer Vertragsdauer von 

drei Jahren abgeschlossen haben, können Sie abweichend zu 

Absatz 1 die Versicherung erstmalig zum Ablauf des dritten 

Jahres kündigen.  

1.2.3 Der Vertrag kann von uns jeweils zum Ende des Versi-

cherungsjahres, frühestens jedoch zum vereinbarten Ablauf 

mit einer Frist von einem Monat gekündigt werden. Unsere 

Kündigung wird nur wirksam, wenn sie Ihnen spätestens ei-

nen Monat vor dem Kündigungstermin in Textform (z. B. E-

Mail) zugegangen ist.   

1.3 Wegfall des versicherten Interesses  

Fällt ein versichertes Interesse nach dem Beginn der Versi-

cherung vollständig und dauerhaft weg, endet der Vertrag be-

züglich dieses Interesses zu dem Zeitpunkt, zu dem wir vom 

Wegfall des Interesses Kenntnis erlangen.   

Als Wegfall des versicherten Interesses gilt die willentliche 

Weggabe (Verkauf, Verschenkung) des versicherten Fahrra-

des.   

2 Kündigung nach Versicherungsfall 

2.1 Kündigungsrecht  

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der 

Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die 

Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform (z. B. E-

Mail) spätestens einen Monat nach der Zahlung, der Ableh-

nung oder der Zustellung der Klage zugegangen sein.   

2.2 Kündigung durch Sie  

Kündigen Sie, wird Ihre Kündigung mit ihrem Zugang bei uns 

wirksam.  

Sie können jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem 

späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufen-

den Versicherungsperiode, wirksam wird.   

2.3 Kündigung durch uns  

Eine Kündigung von uns wird einen Monat nach ihrem Zugang 

bei Ihnen wirksam. 

B3 Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, andere 
Obliegenheiten   

1 Anzeigepflichten von Ihnen oder Ihres Vertreters 
bis zum Vertragsschluss  

1.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über 
gefahrerhebliche Umstände  

Sie haben uns bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung alle 

Ihnen bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen 

wir in Textform (z. B. E-Mail) gefragt haben und die für unse-

ren Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit dem verein-

barten Inhalt zu schließen. Diese Anzeigepflicht gilt auch 

dann, wenn wir Sie nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor der 

Vertragsannahme Fragen im Sinn von Satz 1 in Textform stel-

len.   

Wird der Vertrag von einem Vertreter von Ihnen geschlossen, 

so sind bei der Anwendung von Absatz 1 und B3-1.2 sowohl 

die Kenntnis und die Arglist des Vertreters als auch die Kennt-

nis und die Arglist von Ihnen zu berücksichtigen.   

Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätz-

lich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, 

wenn weder Ihnen noch Ihrem Vertreter Vorsatz oder grobe 

Fahrlässigkeit zur Last fällt.   
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1.2 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht  

1.2.1 Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes  

Verletzen Sie Ihre Anzeigepflicht nach B3-1.1 Absatz 1, kön-

nen wir vom Vertrag zurücktreten. Im Fall des Rücktritts be-

steht auch für die Vergangenheit kein Versicherungsschutz.   

Wir haben jedoch kein Rücktrittsrecht, wenn Sie nachweisen, 

dass Sie die unrichtigen oder unvollständigen Angaben we-

der vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht haben.  

Unser Rücktrittsrecht wegen grob fahrlässiger Verletzung der 

Anzeigepflicht besteht nicht, wenn Sie nachweisen, dass wir 

den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Um-

stände zu gleichen oder anderen Bedingungen geschlossen 

hätten.   

Treten wir nach Eintritt des Versicherungsfalles zurück, dür-

fen wir den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn Sie 

nachweisen, dass der unvollständig oder unrichtig ange-

zeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfal-

les noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung 

ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versi-

cherungsschutz, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt 

haben.   

1.2.2 Kündigung  

Verletzen Sie Ihre Anzeigepflicht nach B3-1.1 Absatz 1 leicht 

fahrlässig oder schuldlos, können wir den Vertrag kündigen.   

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn Sie nachwei-

sen, dass wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht ange-

zeigten Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen 

geschlossen hätten.   

1.2.3 Vertragsänderung  

Haben Sie Ihre Anzeigepflicht nach B3-1.1 Absatz 1 nicht vor-

sätzlich verletzt und hätten wir bei Kenntnis der nicht ange-

zeigten Gefahrumstände den Vertrag auch zu anderen Be-

dingungen geschlossen, so werden die anderen Bedingun-

gen auf unser Verlangen rückwirkend Vertragsbestandteil. 

Bei einer von Ihnen unverschuldeten Pflichtverletzung wer-

den die anderen Bedingungen ab der laufenden Versiche-

rungsperiode Vertragsbestandteil.   

Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag um 

mehr als zehn Prozent oder schließen wir die Gefahrabsiche-

rung für den nicht angezeigten Umstand aus, so können Sie 

den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer 

Mitteilung ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In dieser Mit-

teilung haben wir Sie auf Ihr Kündigungsrecht hinzuweisen.   

1.3 Frist und Form für die Ausübung unserer Rechte  

Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertrags-

änderung müssen wir innerhalb eines Monats schriftlich gel-

tend machen. Dabei haben wir die Umstände anzugeben, auf 

die wir unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir 

nachträglich weitere Umstände innerhalb eines Monats nach 

deren Kenntniserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt 

mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzei-

gepflicht und der Umstände Kenntnis erlangen, die das von 

uns jeweils geltend gemachte Recht begründen.   

1.4 Unsere Hinweispflicht  

Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertrags-

änderung stehen uns nur zu, wenn wir Sie durch gesonderte 

Mitteilung in Textform (z. B. E-Mail) auf die Folgen der Verlet-

zung der Anzeigepflicht hingewiesen haben.   

1.5 Ausschluss von Rechten von uns  

Wir können uns auf unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündi-

gung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den 

nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der 

Anzeige kannten.   

1.6 Anfechtung  

Unser Recht, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzu-

fechten, bleibt bestehen.  

1.7 Erlöschen unserer Rechte  

Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Ver-

tragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach 

Vertragsschluss. Diese Rechte erlöschen nicht für Versiche-

rungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die 

Frist beträgt zehn Jahre, wenn Sie oder Ihr Vertreter die An-

zeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben/hat.   

2 Gefahrerhöhung 

2.1 Begriff der Gefahrerhöhung  

2.1.1 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe Ihrer 

Vertragserklärung die tatsächlich vorhandenen Umstände so 

verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalles 

oder eine Vergrößerung des Schadens oder die ungerecht-

fertigte Inanspruchnahme von uns wahrscheinlicher wird.   

2.1.2 Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht 

nur – vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand än-

dert, nach dem wir vor Vertragsschluss gefragt haben.  

2.1.3 Eine Gefahrerhöhung nach B3-2.1.1 liegt nicht vor, 

wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach 

den Umständen als mitversichert gelten soll.   

2.2 Ihre Pflichten  

2.2.1 Nach Abgabe Ihrer Vertragserklärung dürfen Sie ohne 

unsere vorherige Zustimmung keine Gefahrerhöhung vorneh-

men oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.   

2.2.2 Erkennen Sie nachträglich, dass Sie ohne unsere vor-

herige Zustimmung eine Gefahrerhöhung vorgenommen 

oder gestattet haben, so müssen Sie uns diese unverzüglich 

anzeigen.   

2.2.3 Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe Ihrer Vertrags-

erklärung unabhängig von Ihrem Willen eintritt, müssen Sie 

uns unverzüglich anzeigen, nachdem Sie von ihr Kenntnis er-

langt haben.   

2.3 Kündigung oder Vertragsänderung durch uns  

2.3.1 Kündigungsrecht  

Verletzen Sie Ihre Verpflichtung nach B3-2.2.1, können wir 

den Vertrag fristlos kündigen, wenn Sie Ihre Verpflichtung 

vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt haben. Das Nichtvor-

liegen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit haben Sie zu 

beweisen.   

Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, können 

wir unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.   

Wird uns eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach B3-2.2.2 

und B3-2.2.3 bekannt, können wir den Vertrag unter Einhal-

tung einer Frist von einem Monat kündigen.   

2.3.2 Vertragsänderung  

Statt der Kündigung können wir ab dem Zeitpunkt der Gefah-

rerhöhung eine unseren Geschäftsgrundsätzen 
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entsprechenden erhöhten Beitrag verlangen oder die Absi-

cherung der erhöhten Gefahr ausschließen.   

Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung um 

mehr als zehn Prozent oder schließen wir die Absicherung 

der erhöhten Gefahr aus, so können Sie den Vertrag inner-

halb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung ohne Ein-

haltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung haben wir Sie 

auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen.   

2.4 Erlöschen unserer Rechte  

Unsere Rechte zur Kündigung oder Vertragsanpassung nach 

B3-2.3 erlöschen, wenn diese nicht innerhalb eines Monats 

ab unserer Kenntnis von der Gefahrerhöhung ausgeübt wer-

den oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der 

Gefahrerhöhung bestanden hat.   

2.5 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung  

2.5.1 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall 

ein, so sind wir nicht zur Leistung verpflichtet, wenn Sie Ihre 

Pflichten nach B3-2.2.1 vorsätzlich verletzt haben. Verletzen 

Sie diese Pflichten grob fahrlässig, so sind wir berechtigt, un-

sere Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere 

Ihres Verschuldens entspricht. Das Nichtvorliegen einer gro-

ben Fahrlässigkeit haben Sie zu beweisen.   

2.5.2 Nach einer Gefahrerhöhung nach B3-2.2.2 und B3-

2.2.3 sind wir für einen Versicherungsfall, der später als einen 

Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem uns die Anzeige 

hätte zugegangen sein müssen, leistungsfrei, wenn Sie Ihre 

Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt haben. Haben Sie Ihre 

Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt B3-2.5.1 Satz 2 und 3 

entsprechend. Unsere Leistungspflicht bleibt bestehen, wenn 

uns die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem uns die 

Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt war.   

2.5.3 Unsere Leistungspflicht bleibt bestehen,  

(1)    soweit Sie nachweisen, dass die Gefahrerhöhung nicht 

ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles oder 

den Umfang der Leistungspflicht war oder 

(2)  wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalles die 

Frist für unsere Kündigung abgelaufen und eine Kündi-

gung nicht erfolgt war oder 

(3)  wenn wir statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt der Ge-

fahrerhöhung einen unseren Geschäftsgrundsätzen ent-

sprechenden erhöhten Beitrag verlangen. 

3 Ihre Obliegenheiten 

3.1 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles  

3.1.1 Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die Sie vor Ein-

tritt des Versicherungsfalles zu erfüllen haben, sind:  

(1)    die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie 

vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschriften; 

(2)    die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbarten 

Obliegenheiten. 

3.1.2 Rechtsfolgen  

Verletzen Sie vorsätzlich oder grob fahrlässig eine Obliegen-

heit, die Sie vor Eintritt des Versicherungsfalles uns gegen-

über zu erfüllen haben, so können wir innerhalb eines Mo-

nats, nachdem wir von der Verletzung Kenntnis erlangt ha-

ben, den Vertrag fristlos kündigen.   

Wir haben kein Kündigungsrecht, wenn Sie nachweisen, 

dass Sie die Obliegenheit weder vorsätzlich noch grob fahr-

lässig verletzt haben.   

3.2 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles  

Sie haben bei und nach Eintritt des Versicherungsfalles fol-

gende Obliegenheiten zu erfüllen:   

3.2.1 Sie haben nach Möglichkeit für die Abwendung und 

Minderung des Schadens zu sorgen. Dabei haben Sie unsere 

Weisungen, soweit für Sie zumutbar, zu befolgen sowie Wei-

sungen – ggf. auch mündlich oder telefonisch – einzuholen, 

wenn die Umstände dies gestatten. Erteilen mehrere an dem 

Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche 

Weisungen, haben Sie nach pflichtgemäßem Ermessen zu 

handeln;   

3.2.2 zusätzlich zu B3.3.2.1 gilt: 

Sie haben  

(1)    uns den Schadeneintritt, nachdem Sie von ihm Kenntnis 

erlangt haben, unverzüglich – ggf. auch mündlich oder 

telefonisch – anzuzeigen; 

(2)    Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigen-

tum unverzüglich der Polizei anzuzeigen; 

(3)    uns und der Polizei unverzüglich ein Verzeichnis der ab-

handen gekommenen Sachen einzureichen; 

(4)    soweit möglich, uns unverzüglich jede Auskunft in Text-

form (z. B. E-Mail) zu erteilen, die zur Feststellung des 

Versicherungsfalles oder des Umfanges unserer Leis-

tungspflicht erforderlich ist sowie jede Untersuchung 

über Ursache und Höhe des Schadens und über den 

Umfang der Entschädigungspflicht zu gestatten; 

(5)    von uns angeforderte Belege beizubringen, deren Be-

schaffung Ihnen billigerweise zugemutet werden kann; 

(6)    Steht das Recht auf unsere vertragliche Leistung einem 

anderen als Ihnen zu, so hat dieser die Obliegenheiten 

nach B3.3.2.1 und B3.3.2.2 ebenfalls zu erfüllen – so-

weit ihm dies nach den tatsächlichen und rechtlichen 

Umständen möglich ist. 

3.3 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung  

3.3.1 Verletzen Sie eine Obliegenheit nach B3-3.1 oder B3-

3.2 vorsätzlich, sind wir von der Verpflichtung zur Leistung 

frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit sind 

wir berechtigt, unsere Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, 

das der Schwere Ihres Verschuldens entspricht. Das Nicht-

vorliegen einer groben Fahrlässigkeit haben Sie zu beweisen.   

3.3.2 Verletzen Sie eine nach Eintritt des Versicherungsfalles 

bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, sind 

wir nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn wir 

Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform (z. B. E-Mail) auf 

diese Rechtsfolge hingewiesen haben.   

3.3.3 Wir bleiben zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachwei-

sen, dass Sie die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt 

haben. Dies gilt auch, wenn Sie nachweisen, dass die Verlet-

zung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststel-

lung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder 

den Umfang der uns obliegenden Leistung ursächlich war. 

Das gilt nicht, wenn Sie die Obliegenheit arglistig verletzt ha-

ben.   
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B4 Weitere Regelungen 

1 Subsidiarität 

Soweit im Versicherungsfall eine Entschädigung aus ande-

ren Versicherungsverträgen beansprucht werden kann, ge-

hen diese Leistungsverpflichtungen vor.   

2 Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung  

2.1 Form, zuständige Stelle  

Die für uns bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die den 

Versicherungsvertrag betreffen und die unmittelbar uns ge-

genüber erfolgen, sind in Textform (z. B. E-Mail) abzuge-

ben. Dies gilt nicht, soweit gesetzlich Schriftform oder in die-

sem Vertrag etwas anderes bestimmt ist.   

Erklärungen und Anzeigen sollen an die im Versicherungs-

schein oder in dessen Nachträgen als zuständige bezeich-

nete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen 

über den Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben 

bestehen.   

2.2 Nichtanzeige einer Anschriften- oder Namensände-
rung  

Haben Sie uns eine Änderung Ihrer Anschrift nicht mitge-

teilt, genügt für eine Willenserklärung, die Ihnen gegenüber 

abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen 

Briefs an die letzte uns bekannte Anschrift. Die Erklärung 

gilt drei Tage nach der Absendung des Briefs als zugegan-

gen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer uns nicht an-

gezeigten Namensänderung.   

3 Verjährung 

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 

drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des 

Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubi-

ger von den Anspruch begründenden Umständen und der 

Person des Schuldners Kenntnis erlangt. Die grob fahrläs-

sige Unkenntnis steht der Kenntnis gleich.   

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei uns an-

gemeldet worden, zählt bei der Fristberechnung der Zeit-

raum zwischen Anmeldung und Zugang unserer in Textform 

(z. B. E-Mail) mitgeteilten Entscheidung beim Anspruchstel-

ler nicht mit.   

Im Übrigen richtet sich die Verjährung nach den allgemei-

nen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs.    

4 Örtlich zuständiges Gericht 

4.1 Klagen gegen uns  

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns be-

stimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz von 

uns oder unserer für den Versicherungsvertrag zuständigen 

Niederlassung.   

Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk Sie 

zur Zeit der Klageerhebung Ihren Sitz, den Sitz Ihrer Nieder-

lassung oder Ihren Wohnsitz oder, in Ermangelung eines 

solchen, Ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben.   

 Verlegen Sie jedoch nach Vertragsschluss Ihren Sitz, den 

Sitz Ihrer Niederlassung, Ihren Wohnsitz oder, in Ermange-

lung eines solchen, Ihren gewöhnlichen Aufenthalt ins Aus-

land, sind die Gerichte des Staates zuständig, in dem wir 

unseren Sitz haben.   

4.2 Klagen gegen Sie  

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen Sie be-

stimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach Ihrem Sitz, 

dem Sitz Ihrer Niederlassung oder Ihrem Wohnsitz; fehlt ein 

solcher, nach Ihrem gewöhnlichen Aufenthalt. Ist der Wohn-

sitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageer-

hebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zu-

ständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen 

Sie nach dem Sitz von uns oder unserer für den Versiche-

rungsvertrag zuständigen Niederlassung.   

5 Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.  

6 Embargobestimmung 

Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmun-

gen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem 

keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirt-

schafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos 

der Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutsch-

land entgegenstehen. Dies gilt auch für Wirtschafts, Han-

dels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos, die durch die 

Vereinigten Staaten von Amerika im Hinblick auf den Iran 

erlassen werden, soweit dem nicht europäische oder deut-

sche Rechtsvorschriften entgegenstehen.   

7 Übergang von Ersatzansprüchen 

7.1 Übergang von Ersatzansprüchen  

Steht Ihnen ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, 

geht dieser Anspruch auf uns über, soweit wir den Schaden 

ersetzen. Der Übergang kann nicht zu Ihrem Nachteil gel-

tend gemacht werden. Richtet sich Ihr Ersatzanspruch ge-

gen eine Person, mit der Sie bei Eintritt des Schadens in 

häuslicher Gemeinschaft leben, kann der Übergang nicht 

geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat den 

Schaden vorsätzlich verursacht.   

7.2 Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprü-
chen  

Sie haben Ihren Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung die-

ses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der gel-

tenden Form- und Fristvorschriften zu wahren, und nach 

Übergang des Ersatzanspruchs auf uns bei dessen Durch-

setzung durch uns soweit erforderlich mitzuwirken.   

Verletzen Sie diese Obliegenheit vorsätzlich, sind wir zur 

Leistung insoweit nicht verpflichtet, als wir infolge dessen 

keinen Ersatz von dem Dritten erlangen können. Im Fall ei-

ner grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit sind wir 

berechtigt, unsere Leistung in einem der Schwere Ihres Ver-

schuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Be-

weislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit 

tragen Sie.   

8 Repräsentanten 

Sie müssen sich die Kenntnis und das Verhalten Ihrer Re-

präsentanten zurechnen lassen.  

9 Beitragsanpassung 

9.1 Der Beitrag wird unter Berücksichtigung der in unseren 

Kalkulationsunterlagen niedergelegten Beitragsfaktoren (z. 

B. Schaden- und Kostenaufwand, Bestands-zusammenset-

zung, Stornoquote) für eine ausreichend große Anzahl 

gleichartiger Hausratrisiken eines Tarifs (Bestandsgruppe) 

unter Beachtung der anerkannten Grundsätze der Versiche-

rungsmathematik und Versicherungstechnik ermittelt.  
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Die Zugehörigkeit zu einer Bestandsgruppe bestimmt sich 

nach den Tarifmerkmalen, die sich aus unserem Tarif und 

aus sonstigen Vereinbarungen ergeben (z. B. Wohnfläche, 

Wohnort). Tarifmerkmale sind alle Informationen, die wir zur 

Bestimmung des versicherten Risikos und zur Berechnung 

des Beitrages im Antrag abfragen und im Versicherungs-

schein dokumentieren. 

9.2 Wir überprüfen mindestens alle fünf Jahre unter Berück-

sichtigung der tatsächlichen Werte der letzten drei Kalen-

derjahre, ob sich die von uns kalkulierten Werte der einzel-

nen Bestandsgruppen bestätigt haben. Unternehmensüber-

greifende Daten dürfen für den Fall herangezogen werden, 

dass eine ausreichende Grundlage unternehmenseigener 

Daten nicht zur Verfügung steht.  

9.3 Bei einer Abweichung sind wir zu Beginn jedes Versi-

cherungsjahres, zu dem wir ein ordentliches Kündigungs-

recht haben, berechtigt, den für bestehende Verträge gel-

tenden Beitrag, auch soweit dieser für erweiterten Versiche-

rungsschutz vereinbart ist, für die einzelnen Bestandsgrup-

pen anzupassen, wenn  

9.3.1 die Abweichung auf Veränderungen der unterneh-

mensbezogenen Beitragsfaktoren beruht, die seit Vertrags-

abschluss bzw. der letzten Beitragsanpassung eingetreten 

sind und weder vorhersehbar noch beeinflussbar waren und  

9.3.2 die Abweichung mindestens drei Prozent beträgt (Ba-

gatellgrenze).  

Der neue Beitrag ist unter Beachtung der anerkannten 

Grundsätze der Versicherungsmathematik und Versiche-

rungstechnik den tatsächlichen Werten angemessen anzu-

passen und darf nicht höher sein als der Beitrag des Tarifs 

für neu abzuschließende Verträge mit gleichen Tarifmerk-

malen und gleichem Deckungsumfang. Ist der Beitrag nach 

der festgestellten Abweichung zu senken, so sind wir dazu 

verpflichtet.  

9.4 Steht uns zum Ende eines Versicherungsjahres kein or-

dentliches Kündigungsrecht zu, dürfen wir den Beitrag nach 

obigen Grundsätzen zu Beginn eines neuen Versicherungs-

jahres nur anpassen, wenn und soweit der kalkulierte Scha-

den- und Kostenaufwand von den tatsächlichen Werten ab-

weicht. Die weiteren Beitragsfaktoren bleiben bei einer sol-

chen Anpassung außer Betracht.  

9.5 Der neue Beitrag wird mit Beginn des nächsten Versi-

cherungsjahres wirksam. Für eine Beitragserhöhung gilt 

dies aber nur, wenn wir Ihnen in Textform (z. B. E-Mail)  

(1)    die Beitragserhöhung unter Hinweis auf den Unter-

schied zwischen altem und neuem Beitrag einen Mo-

nat vor dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens mitgeteilt 

und 

(2)    Sie über Ihr Recht nach B4-9.7 belehrt haben. 

9.6 Liegen die berechneten Beitragsänderungen unterhalb 

der Bagatellgrenze (B4-9.3.2), sind die festgestellten Abwei-

chungen bei der nächsten Beitragsanpassung zu berück-

sichtigen.  

9.7 Bei Erhöhung des Beitrages können Sie den Versiche-

rungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer 

Mitteilung mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zum 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erhöhung, kündigen. 

Andernfalls wird der Vertrag mit dem geänderten Beitrag 

fortgeführt. 

10 Meinungsverschiedenheiten – Wenn Sie mit uns 

einmal nicht zufrieden sind 

10.1 Versicherungsombudsmann 

Wenn Sie als Verbraucher mit unserer Entscheidung nicht 

zufrieden sind oder eine Verhandlung mit uns einmal nicht 

zu dem von Ihnen gewünschten Ergebnis geführt hat, kön-

nen Sie sich an den Ombudsmann für Versicherungen wen-

den. 

Versicherungsombudsmann e.V. Postfach 080632 10006 

Berlin  

E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de  

Internet: www.versicherungsombudsmann.de  

Telefon 0800 3696000, Fax 0800 3699000 (kostenfrei aus 

dem deutschen Telefonnetz)  

Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige 

und für Verbraucher kostenfrei arbeitende Schlichtungs-

stelle. Wir haben uns verpflichtet, an dem Schlichtungsver-

fahren teilzunehmen.  

Verbraucher, die diesen Vertrag online (z.B. über eine Web-

seite oder per E-Mail) abgeschlossen haben, können sich 

mit ihrer Beschwerde auch online an die Plattform 

http://ec.europa.eu/consumers/odr/ wenden. Ihre Be-

schwerde wird dann über diese Plattform an den Versiche-

rungsombudsmann weitergeleitet. Für Fragen können Sie 

sich auch per E-Mail an uns wenden:  

info@diebayerische.de 

10.2 Versicherungsaufsicht 

Sind Sie mit unserer Betreuung nicht zufrieden oder treten 

Meinungsverschiedenheiten bei der Vertragsabwicklung auf, 

können Sie sich auch an die für uns zuständige Aufsicht 

wenden.  

Als Versicherungsunternehmen unterliegen wir der Aufsicht 

der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht.  

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 

Sektor Versicherungsaufsicht  

Graurheindorfer Straße 108  

53117 Bonn  

E-Mail: poststelle@bafin.de  

Telefon 0228 4108 0, Fax 0228 4108 1550  

Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schieds-stelle ist 

und einzelne Streitfälle nicht verbindlich entscheiden kann.  

10.3 Rechtsweg 

Außerdem haben Sie die Möglichkeit, den Rechtsweg zu 

beschreiten (B4.1). 


